
An den großen Universitäten wird
im technisch-naturwissenschaftli-
chen, aber auch zunehmend im so-
zialwissenschaftlichen Bereich für
militärische Zwecke geforscht. Die
Senate der Technischen Universität
Berlin und der Universitäten Bre-
men, Oldenburg, Dortmund und
Konstanz haben bereits Anfang der
90er beschlossen die Beteiligung an
Wissenschaft und Forschung mit mi-
litärischer Nutzung abzulehnen. Sie
gehören damit zu einer deutlichen
Minderheit von Universitäten, die
eine Zivilklausel haben. Das belegt
eine Umfrage, die im Auftrage der
Naturwissenschaftler-Initiative an
den 80 größten deutschen Universi-
täten durchgeführt wurde. Doch da-
mit nicht genug: Die Umfrage zeigt
auch auf, wie an einigen
Universitäten mit einer Zivilklausel
versucht wird, diese zu umgehen.

A
ufgrund der Intransparenz im Be-
reich der deutschen Rüstungsfor-
schung an Universitäten wurde

1996 eine Umfrage vom Forum Informa-
tikerInnen für Frieden und gesellschaftli-
che Verantwortung an den Fachberei-
chen der Informatik durchgeführt. Es
wurde nach der Existenz einer Zivilklau-
sel („nur für friedliche und zivile Zwe-
cke“) gefragt und danach, ob an den je-
weiligen Fachbereichen der Informatik
Forschungsprojekte mit Rüstungsunter-
nehmen oder militärischen Einrichtun-
gen, wie der NATO, der Bundeswehr
oder der Bundeswehrverwaltung liefen.
Damals wurde festgestellt, dass die

TU Berlin, Uni Oldenburg, Uni Tübin-
gen und Uni Dortmund Zivilklauseln
haben.1 Diese Umfrage beschränkte sich
auf Universitäten mit einem Informatik-
Fachbereich. Ende Mai konnte eine wei-
tere bundesweite Erhebung nach dem
Vorhandensein von Zivilklauseln abge-
schlossen werden. Die Informationen
wurden an den 80 größten Universitäten
bei der Pressestelle abgefragt.
Das Ergebniss der Umfrage:
l Übermittlung von Auszügen aus den
Beschlüssen der TU Berlin und der Uni-

versitäten Konstanz, Bremen, Dort-
mund, Oldenburg und Kassel.
l Verweis auf Leitbilder der HU Berlin
und TU Ilmenau.2

l Keine Rückmeldung von FU Berlin,
TU Chemnitz und den Universitäten
Göttingen, Osnabrück, Bielefeld, Bo-
chum, Flensburg und Frankfurt am
Main.
l Keine Stellungnahme der Universität
Düsseldorf.
l Alle anderen Universtäten gaben an,
keine Zivilklausel zu haben.

Demnach haben weniger als zehn Pro-
zent der deutschen Universitäten eine Zi-
vilklausel.

Initiativen für eine Zivilklausel

Bundesweit werden Stimmen und Pro-
teste für eine Forderung nach Zivilklau-
seln laut. Studierende und Gewerkschaf-
ten wehren sich gegen die zunehmende
Einflussnahme der Privatwirtschaft und
des Rüstungssektors über Drittmittelpro-
jekte an den Universitäten sowie gegen
die zunehmende Beteiligung der Bundes-
wehr an der Lehre.
In Baden-Württemberg hat sich die

LandesStudierendenVertretung den For-
derungen des Bildungsstreikbündnisses
des Landes und den Gewerkschaften an-
geschlossen, die die Einführung von Zi-
vilklauseln fordern.3 Die Juso-Hoch-
schulgruppe Stuttgart will eine Zivilklau-
sel im Landeshochschulgesetz veran-
kern.4 In Niedersachsen und in Hessen
gab es seit 1994 einen solchen Passus im
Hochschulgesetz. Dieser wurde 2002 ge-
strichen. Zurzeit bemühen sich die
Linksfraktionen im niedersächsischen

und hessischen Landtag um die Wieder-
aufnahme der Zivilklausel.

Neuer Beschluss zur Zivilklausel
Der Senat der Universität Tübingen be-
schloss auf Initiative der Studierenden im
Rahmen des Bildungsstreiks eine Zivil-
klausel als Präambel zur Grundordnung.
Seit Semesterbeginn wird an der gewis-
senhaften Umsetzung dieser neu einge-
führten Zivilklausel gezweifelt. Die Be-
rechtigung der Lehrveranstaltung »Ange-
wandte Ethnologie und Militär« mit der

Bundeswehrbeschäftigten Dr. Monika
Lanik als Lehrbeauftragte wird kontro-
vers diskutiert. In einem offenen Brief an
die Uni-Leitung heißt es, in dieser Lehr-
veranstaltung würden „Methoden aufge-
zeichnet, wie Ethnologen bei Konflikten
(zum Beispiel in Afghanistan) für die
Streitkräfte unterstützend tätig werden
können, um solche Kriege führ- und ge-
winnbar zu machen“. Verteidiger der
Lehrveranstaltung behaupten, es ginge
ausschließlich darum, „die Methoden und
Ethikdiskussion des aktuellen Einsatzes von
Ethnologen im Militär zu erarbeiten“.5

Mit Verweis auf die Zivilklausel hat-
ten Studentenproteste im April 2010
eine Podiumsdiskussion mit Wolfgang
Ischinger, Chef der NATO-Sicherheits-
konferenz, verhindert. Nach Mitteilung
der Pressestelle der Uni Tübingen exis-
tiert eine Zivilklausel. Deren Aufnahme
in Drittmittelverträge sei bislang nicht
vorgesehen.

Auseinandersetzung um Zivilklausel
Am Karlsruher Institut für Technologie
KIT (Campus Nord), dem ehemaligen
(Kern)Forschungszentrum Karlsruhe
(FZK), gilt seit dessen Gründung eine Zi-
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vilklausel, die jegliche Betätigung für mili-
tärische Zwecke verbietet. Am KIT (Cam-
pus Süd), der ehemaligen Universität
Karlsruhe, ist diese Klausel nicht wirksam,
was die Zusammenarbeit mit dem Militär
grundsätzlich ermöglicht. Seit Bekannt-
werden der Pläne für den Zusammen-
schluss wird heftig darüber debattiert, die
Zivilklausel auf das gesamte KIT zu über-
tragen. Trotz vollständiger Verschmel-
zungspläne wurde eine Teilklausel be-
schlossen. „Eine schizophrene Regelung, die
keinen Bestand haben kann“, so der Frie-
densaktivist und ehemalige Betriebsrats-
vorsitzende des FZK Dietrich Schulze.
Schon Anfang letzten Jahres hat er an-
hand von Fakten das Puzzle eines entste-
henden militärisch-industriellen For-
schungskomplexes KIT Karlsruhe zusam-
men gesetzt.6 Der Technikwissenschaftler,
Whistleblower und Friedensforscher Sub-
rata Ghoshroy vom MIT sprach am KIT
vor den streikenden Studierenden und
plädierte für den Verzicht auf Militärfor-
schung. Anhand der Fakten über das voll-
ständig militarisierte MIT zeigte er, dass
das dem universitären Geist und der Frei-
heit von Lehre und Forschung elementar
widerspricht.7Mit über 100 Persönlich-
keiten, darunter dem Bürgermeister von
Hiroshima, unterzeichnete er einen Inter-
nationalen Appell für den Verzicht auf
Militärforschung am KIT und Unterbin-
dung von Kernforschung und Waffenfor-
schung unter einem Dach.8 Der Appell ist
bisher von der Landes- und Bundesregie-
rung unbeachtet geblieben.
Nicht nur wegen der besonderen Ge-

heimhaltungsnotwendigkeit, sondern
auch wegen moralischer Bedenken wird
Studierenden, deren Arbeiten Teil eines
Rüstungsprojektes bilden, der kriegeri-
sche Hintergrund oft verschwiegen. Seit
Jahrzehnten verdeckt und seit Herbst
2008 trotz Vertuschung durch die Uni-
Leitung und Abstreiten durch die Lan-
desregierung aufgedeckt, ist das Nach-
richtentechnische Institut der Universität
in Militärforschung eingebunden, aktuell
in Kommunikations-Software für multi-
nationale Interventionstruppen. Die Stu-
dierenden der Uni Karlsruhe haben in ei-
ner Urabstimmung mit 63% für die Zi-
vilklausel votiert. Inzwischen hat sich
eine »Initiative gegen Militärforschung
an Universitäten« gebildet, in der Studie-
rende, Gewerkschaften und Friedensleute
zusammen arbeiten – siehe Webdoku-
mentation.9

Bestehende Zivilklauseln
und Praxis

Der Große Senat der Universität Kon-
stanz hatte 1991 die Zivilklausel gegen
den Willen der damaligen Landesregie-
rung eingeführt. Dieser wegweisende Be-
schluss, der aufgrund von Berichten über
damalige Doktorandenproteste an der
Uni Tübingen Anfang des Jahres wieder-
entdeckt wurde, gilt bis heute. [3]

Technischen Universität Berlin
An der Technischen Universität Berlin ist
seit 1991 eine Zivilklausel wirksam. Die
starke Verstrickung der TU Berlin mit
dem Militär des Dritten Reiches und die
Ablösung des Alliiertenstatus gab Anlass
zur Einführung dieser Selbstverpflich-
tung, um eine verantwortungsvolle und
friedliche Forschung und Lehre auch zu-
künftig sicher zu stellen. Heute steht al-
lerdings fest, dass an der TU Berlin zwi-
schen 2000 und 2003 wehrmedizinische
und 2005/2006 wehrtechnische Dritt-
mittelprojekte vom Bundesverteidigungs-
ministerium gefördert wurden.10 Das ak-
tuell von Bundesministerien und Privat-
wirtschaft finanzierte Airshield Projekt
(im Programm »Forschung für die zivile
Sicherheit«) beschäftigt sich mit der Ent-
wicklung von Unmanned Aerial Vehicle
(UAV) Systemen. Außer der TU Berlin
sind die Unis Dortmund, Siegen und Pa-
derborn daran beteiligt. „Häufig wird ar-
gumentiert, Drohnen würden zur Bekämp-
fung und Früherkennung von Staus, Über-
schwemmungen und Waldbränden entwi-
ckelt. Ihr primäres Einsatzfeld ist jedoch
Strafverfolgung und Krieg. Ausgerüstet mit
entsprechenden Kameras können Porträt-
aufnahmen aus bis zu 3000 Metern Höhe
gemacht werden“ schreibt der AStA der
TU.11 Der Akademische Senat der TU
Berlin hat im Februar 2010 einstimmig
die Einrichtung des neuen Zukunftsfel-
des »Zivile Sicherheitsforschung« be-
schlossen. Die Pressestelle der TU
schreibt in einer Einladung des sog.
Think Tanks, dass es sich mit „sicher-
heitsrelevanten Forschungen, wie Sicherheit
in Warenketten, biometrischen Erken-
nungssystemen, der Vertrauenswürdigkeit
in IT-gestützten Medizinsystemen und
„eGovernment“, also dem Regieren und
Verwalten mit Unterstützung moderner In-
formationstechnologien“ beschäftigen
wird. Hier wird sehr deutlich wie das
Konzept »dual use« benutzt wird, um zi-
vile Forschung mit militärischen Zwe-
cken zu durchdringen um sie gesell-

schaftsfähig zu machen. Die kleine An-
frage, die der AStA vor einem Jahr im Se-
nat stellte, ist unbeantwortet und des-
halb ist unbekannt, ob noch Drittmittel
vom BMVg an die TU Berlin fließen.

Universität Oldenburg
Die Universität Oldenburg verweist auf
ihre Grundordnung in der deutlich ge-
macht wird, dass sie sich friedlichen Prin-
zipien verpflichtet fühle. Aber auch hier
gibt es Verstöße gegen diese Grundord-
nung. Wissenschaftler des sozialwissen-
schaftlichen Instituts der Universität Ol-
denburg entwickeln Strategien für westli-
che Militärinterventionen in Entwic-
klungsländern. Die mittlerweile sogar von
der Bundesregierung als Krieg benannten
Militäreinsätze, wie etwa in Afghanistan,
werden hier als groß angelegte »Sozialre-
formprojekte« gesehen. Die Aufgabe der
Wissenschaftler besteht darin, den Besat-
zungsmächten kulturelles Verständnis nä-
herzubringen, was u.a. als Hilfsmittel die-
nen soll zur „Durchsetzung eines Gewalt-
monopols“ – auch unter Inkaufnahme zivi-
ler Opfer. Auf deutscher Seite gebe es ei-
nen Nachholbedarf an Wissen, das die
ehemaligen Kolonialmächte noch gespei-
chert hätten.12 Das Forschungsprojekt
nennt sich »Netzwerk Interventionskul-
tur« und daran beteiligt sind die Universi-
tät Marburg, der Sonderforschungsbereich
700 der Freien Universität Berlin und der
maßgeblich von der Bundeswehr gestalte-
te Studiengang »Military Studies« an der
Universität Potsdam. Der »Sonderfor-
schungsbereich 700« forscht daran, wie
sich Kontrolle und Sicherheit in instabilen
Gebieten mit besonders hohem Wider-
standspotenzial durchsetzen lassen und an
der Akzeptanz für Interventionskriege.
Die taz schreibt: „Auch entwickelte Rechts-
und Wohlfahrtsstaaten enthalten Räume be-
grenzter Staatlichkeit, in denen die Durch-
setzungsfähigkeit politischer Entscheidung
nur begrenzt vorhanden ist“… Man müsse
nur an die ‚Berlin-Neukölln‘-Problematik
denken, heißt es weiter. „Da geht es nur
um Regierbarkeit und die Durchsetzung von
Regeln, überhaupt nicht um die Lage der
Menschen“, kritisiert Friedens- und Kon-
fliktforscherin Mechthild Exo.13

Universität Bremen
Nach Senatsbeschluss 5113 der Universi-
tät Bremen von 1986 ist „jede Beteiligung
an Wissenschaft und Forschung mit militä-
rischer Nutzung bzw. Zielsetzung“ ab-
zulehnen und alle „Mitglieder der
Universität“ sind aufgerufen, „For-
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schungsthemen und –mittel abzulehnen,
die Rüstungszwecken dienen können.“ Und
im Senatsbeschluss 5757 von 1992 wird
die „Verpflichtung […] auf zivile For-
schung und […] Unterstützung von Rü-
stungskonversionsprozessen“ bekräftigt. Be-
reits 2005 protestierte der AStA der Uni-
versität gegen Werbung der Fa. Rhein-
metall Defence in Praxisbörsen und zivil-
militärische Zusammenarbeit der Uni
mit dem Rüstungsprojekt »SAR-Lupe«
und dem universitären »Zentrum für Ko-
gnitionswissenschaften« für militärische
Bildaufklärung.14 Jetzt setzen sich Wis-
senschaftler, Gewerkschafter und Vertre-
ter aus Kirchen und Friedensbewegung
für eine zivile Forschung an der Universi-
tät Bremen ohne militärische Ziele ein
(Initiative Ziviles Bremen). Sie protestie-
ren gegen die Verknüpfung von Umwelt-
forschung mit militärischen Projekten
und Überwachung von Grenzen.15

Technischen Universität Dortmund,
Der Senat der Technischen Universität
Dortmund, erklärt die Pressesprecherin,
habe in einem Beschluss eine Selbstver-
pflichtung festgehalten, „dass die For-
schung an der TU Dortmund ausschließ-
lich zivilen Zwecken dient und auch zu-
künftig keine Forschungs- und Entwic-
klungsvorhaben durchgeführt werden, die
erkennbar militärischen Zwecken dienen“.
Eine entsprechende Klausel, so die Pres-
sesprecherin der TU Dortmund, ist in
den Verträgen der TU Dortmund aufge-
nommen. Allerdings sollen Kopien oder
Textauszüge des Beschlusses, sowie das
Datum des Beschlusses geheim bleiben.
Im Anhang ist die in der Literatur16 be-
kannte Fassung von 1991 wiedergege-
ben. Fest steht, dass wehrmedizinische
Forschung im Zeitraum 2000-2004 vom
BMVg finanziert wurde.

Proteste gegen Militärforschung

Nur zwei Beispiele seien im Kontext he-
rausgegriffen. An der Universität Pots-
dam, so der Pressesprecher, gäbe es keine
Zivilklausel, da es auch keine Schnittstel-
len mit der Rüstungsforschung im enge-
ren Sinn gibt. Im WS 2007 wurde je-
doch der Studiengang »Military Studies«
an der Universität Potsdam eingeführt,
zusammen mit zwei Instituten der Bun-
deswehr, dem Militärgeschichtlichen
Forschungsamt und dem Sozialwissen-
schaftlichen Institut (SWI). Dort be-
schäftigen sich die Studierenden vier Se-
mester mit Militär, Krieg und organisier-

ter Gewalt. Die taz titelt: „Diplom-Feld-
herr in vier Semestern“.17 Gegen die Ein-
führung des Studiengangs gab es beacht-
liche Studentenproteste. In einem offe-
nen Brief fragen kritische Studierende
„inwiefern im Zuge der Kooperation mit
militärischen Einrichtungen eine freie und
kritische Wissenschaft möglich sein kann“.
Die Befürchtung: Bei Seminaren, deren
Lehrinhalte von Bundeswehrmitarbeitern
gestaltet werden, komme grundsätzliche
Kritik an den Einsätzen zu kurz. Durch
eben solche »Governance-Konzepte« wer-
den Sozial- und Geisteswissenschaften
für Kriegspolitik missbraucht.
Im Mai 2008 gab es an der Universi-

tät Kassel heftige Studentenproteste ge-
gen eine Vortragsreihe mit Vertretern der
NATO und des Rüstungskonzerns
EADS. Die Studierenden sind der Mei-
nung, die Uni gehe mit dem Thema Rü-
stung und Militär an der Universität
Kassel zu leichtfertig um.18 Eine Arbeits-
gruppe der Studierenden beantragte
beim Senat Forderungen zur Einführung
einer Zivilklausel. Im Januar dieses Jahres
wurden daraus Teile in vager Form per
Beschluss übernommen. Der wichtigste
Teil im Sinne einer Zivilklausel wurde je-
doch mit der Begründung abgelehnt, sie
stehe im Gegensatz zu den Prinzipien der
Freiheit von Lehre und Forschung.
Dieses Argument ist durch ein Gut-

achten des Verfassungsrechtlers Eberhard
Denninger widerlegt.19 Er kommt zu
dem Schluss, dass Zivilklauseln als selbst-
verpflichtende Senatsbeschlüsse oder als
Hochschulgesetze mit dem auf Frieden
ausgerichteten Grundgesetz übereinstim-
men.
Die Landes-ASten-Konferenz (LAK)

Hessen kritisiert die im Hochschulpakt
2010-2015 vorgesehene Budgetkürzung
der Hessischen Hochschulen. Nicht zu-
letzt ist der Drittmittelzwang eine Gefahr
für die Unabhängigkeit der Lehre und
Forschung.20

Diese wenigen Beispiele bezeugen, wie
stark und dennoch heimlich die Militari-
sierung der Hochschulen fortschreitet.
Sowohl in der Lehre als auch in der For-
schung, in Technikbereichen sowie in
Sozial- und Geisteswissenschaften ist das
Militär präsent und nimmt aktiv Einfluss.

Vernetzung ist notwendig

Um die vereinzelten Proteste bundesweit
zu koordinieren, findet ein erstes Vernet-
zungstreffen aller Hochschul-ASten und
aktiver Studierender am 9. Juli an der

Uni Braunschweig statt. Ziel ist es, die
Aufklärung, Aufdeckung und Be-
wusstmachung von militärischer und zi-
vilmilitärischer Forschung an Hochschu-
len und die Kampagne »Zivilklauseln für
alle Hochschulen« voranzubringen.
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